
 

 
 

 
 

 

 

orka Newsletter | Regulierung 

Krisenmanagement im 
Eisenbahnsektor
Der Schienenverkehr gilt als eines der si-
chersten Verkehrsmittel. Schwere Unfälle 
und Notfälle treten vergleichsweise selten 
auf. Jedoch dürfen Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen (EVU) dieses Risiko nicht un-
terschätzen: Sie sind verpflichtet auf den 
Ernstfall vorbereitet zu sein und ein 
durchdachtes und funktionsfähiges Kri-
senmanagement vorzuweisen.  

Jeder Unfall und jeder Notfall weist eigene 
Besonderheiten auf und erfordert daher 
ein koordiniertes und auf den konkreten 
Einzelfall abgestimmtes Vorgehen. Wie 
weitreichend die Folgen eines solchen Er-
eignisses sein können, zeigt ein Vorfall in 
München vom 20.06.2026. Beim Rangie-
ren kollidierten zwei Güterzüge. Mehrere 

Wagen entgleisten, zwei davon stürzten 
von einer Brücke etwa fünf Meter in die 
Tiefe. Dabei kam ein Mensch ums Leben. 
Umherfliegende Teile beschädigten einen 
Linienbus und mehrere Fahrzeuge. Die 
Strecke und die Straße mussten aufgrund 
der Räumarbeiten und der entstandenen 
Schäden gesperrt werden. 

Neben der Bewältigung der unmittelbaren 
Gefahrenlage stellen sich bei einem Eisen-
bahnunfall zahlreiche rechtliche und orga-
nisatorische Fragen. Die rechtlichen Her-
ausforderungen im Falle eines Eisen-
bahnunfalls oder einer Notsituation sind 
vielschichtig und komplex. Eisenbahn-
rechtliche Vorgaben, zivilrechtliche Haf-
tungsfragen und strafrechtliche 
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Ermittlungen laufen gegebenenfalls paral-
lel – und jede dieser Ebenen erfordert ei-
genständige Strategien und Vorsichtsmaß-
nahmen.  

Dieser Newsletter gibt einen Überblick 
über die wesentlichen Anforderungen an 
ein wirksames Krisenmanagement im Ei-
senbahnsektor und zeigt auf, welche recht-
lichen, organisatorischen und kommuni-
kativen Aspekte Unternehmen bereits im 
Vorfeld berücksichtigen sollten bzw. müs-
sen.1 

Wesentliche Sicherheits-
pflichten 
Die Sicherheitspflichten von EVU sind im 
Eisenbahnrecht umfassend geregelt. Nach 
§ 4 Abs. 3 Nr. 1 des Allgemeinen Eisen-
bahngesetzes (AEG) müssen die Eisenbah-
nen und Halter von Eisenbahnfahrzeugen 
ihren Betrieb sicher führen.  

EVU sind zudem nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 AEG 
verpflichtet, mit den Behörden zusam-
menzuarbeiten, indem sie Informationen 
über ihre Ausstattung (Züge, Wagen etc.) 
und spezifische Risiken weitergeben, 

 
1 Dieser Newsletter dient der allgemeinen Information 
und ersetzt keine rechtliche Prüfung im Einzelfall. Für 

interne Strukturen und Ansprechpartner 
bereithalten und ihr Personal entspre-
chend schulen. 

EVU, die Personen befördern, sind zudem 
verpflichtet, Maßnahmen für den Notfall 
zu planen, um Fahrgäste im Falle schwer-
wiegender Störungen, wie beispielsweise 
Naturkatastrophen oder anderer Großer-
eignisse, zu unterstützen. Diese Notfall-
pläne müssen gemäß § 4 Abs. 8 AEG mit 
anderen Eisenbahnunternehmen abge-
stimmt werden. 

Das Eisenbahnbundesamt (EBA) über-
wacht die Einhaltung der sicherheitsrele-
vanten Normen. 

Safety Management System 
Das Safety Management System (SMS) ist 
das Herzstück des Krisenmanagements im 
Eisenbahnsektor. Es umfasst Risikokon-
trolle, Unfall- und Notfallreaktion sowie 
die Meldung von Vorfällen. In Deutschland 
sind EVU nach § 4 Abs. 4 AEG verpflichtet, 
ein SMS zu unterhalten. Auf EU-Ebene de-
finiert die Richtlinie (EU) 2016/798 die 
genauen Anforderungen an ein SMS. 

Diese Verpflichtung gilt für alle größeren 
EVU, insbesondere für solche, die gemäß 
§ 7a AEG eine Sicherheitsbescheinigung 
für ihren Betrieb benötigen. Allerdings 
sind auch andere Unternehmen verpflich-
tet, ein gleichwertiges System zu unterhal-
ten, um die Einhaltung der Anforderungen 
an die öffentliche Sicherheit zu gewähr-
leisten. 

Ein wirksames SMS folgt dem Plan-Do-
Check-Act-Kreislauf und umfasst die Ent-
wicklung, Implementierung und 

eine individuelle Beratung zu Ihrer konkreten Situation 
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.   
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Dokumentation von Regeln, Prozessbe-
schreibungen und Verantwortlichkeiten. 
Entscheidend ist, dass diese Strukturen an 
Rollen und Verfahrenshierarchien ge-
knüpft sind – nicht an einzelne Personen.  

Das SMS muss menschliches Fehlverhal-
ten, Risiken aus Mitarbeiterinteraktionen 
sowie Gefahren durch neue Technologien 
berücksichtigen und das Sicherheitsbe-
wusstsein im Unternehmen fördern. 

Eisenbahnrecht: Der regula-
torische Rahmen 
Das deutsche Eisenbahnrecht setzt sich 
aus europäischem Recht, nationalem Bun-
desrecht – vor allem dem AEG – sowie 
zahlreichen Verordnungen und vertragli-
chen Vereinbarungen zusammen. 

Die Durchsetzung dieser Regeln obliegt 
weitgehend dem Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA), das als nationale Sicherheitsbe-
hörde fungiert und für die Eisenbahnsi-
cherheitsaufsicht und regulatorische 
Durchsetzung zuständig ist. Für unabhän-
gige Sicherheitsuntersuchungen bei 
schweren Unfällen ist die Bundesstelle für 
Eisenbahnunfalluntersuchung (BEU) zu-
ständig – mit dem Ziel, zukünftige Unfälle 
zu verhindern, ohne Schuldzuweisungen 
vorzunehmen. 

EVU sind umfassenden Meldepflichten un-
terworfen. Beispielsweise müssen gefähr-
liche Ereignisse im Eisenbahnbetrieb nach 
§ 2 Abs. 3 der Eisenbahn-Unfalluntersu-
chungsverordnung unverzüglich der BEU 
gemeldet werden. Ergänzend verlangt die 
Eisenbahnsicherheitsverordnung die Ein-
reichung eines jährlichen Sicherheitsbe-
richts bei der Sicherheitsbehörde bis zum 
31. Mai jedes Jahres für das vorangegan-
gene Kalenderjahr. 

Krisenbewältigung am Un-
fallort 
Die Infrastrukturnutzungsbedingungen 
(INB) der DB InfraGO enthalten detail-
lierte Vorschriften zum Zugang zur Eisen-
bahninfrastruktur und zu deren Nutzung. 
Die INB verweisen auf interne, nach The-
men gegliederte Richtlinien („Ril“), die 
dadurch Bestandteil des Vertrags über die 
Nutzung der Infrastruktur zwischen DB In-
fraGO und EVU sind. Die INB werden jähr-
lich aktualisiert, auch die Richtlinien wer-
den laufend überarbeitet. Ihre Regelungen 
sind Gegenstand regulatorischer Überprü-
fung durch die Bundesnetzagentur 
(BNetzA).  

Nach der Ril 423.1140 zum Notfallma-
nagement übernimmt der Notfallmanager 
des Infrastrukturunternehmens die Koor-
dination am Unfallort. EVU sind verpflich-
tet, es zu unterstützen, ihm Bericht zu er-
statten und zur Umsetzung von Notfall-
maßnahmen in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich beizutragen. 

EVU müssen im Falle eines Vorfalls schnell 
kompetente und bevollmächtigte Vertre-
ter bereitstellen, die innerhalb von 120 Mi-
nuten vor Ort sein können. Die meisten 
kleineren (oder sehr regional 
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aufgestellten) EVU schließen Kooperati-
onsvereinbarungen, um diese Verpflich-
tung erfüllen zu können. 

Die EVU müssen zeitnah genaue Informa-
tionen bereitstellen, einschließlich Details 
zu den beteiligten Zügen, potenziellen Ge-
fahren und verantwortlichen Ansprech-
partnern. Zudem sind sie verpflichtet, Ret-
tungsdienste (wie Feuerwehr oder Techni-
sches Hilfswerk) mit eisenbahnspezifi-
schem Wissen zu unterstützen, wenn nö-
tig. 

Zudem müssen die EVU die Sicherheit und 
Versorgung von betroffenen Passagieren 
und anderen Personen soweit möglich för-
dern. Passagiere sind über ihre Rechte und 
die weiteren Maßnahmen zu informieren. 

Zivilrecht: Haftungsfragen 
und Schadensersatz 
Nach einem Unfall können komplexe Haf-
tungsfragen entstehen. Die Schadensers-
satzansprüche können sowohl vertragli-
cher als auch deliktischer Natur sein.  

Meist bestehen Verträge mit Passagieren, 
Infrastrukturbetreibern, Aufgabenträgern, 
Fahrzeugherstellern, Wartungsbetrieben 
und Versicherungen. Diese bilden die Ba-
sis für mögliche Schadensersatz- und Re-
gressansprüche. 

Ergänzend gilt das deutsche Haftpflichtge-
setz, das eine strenge Gefährdungshaftung 
vorsieht. Verschulden ist nicht erforder-
lich, allerdings sind die Entschädigungen 
in der Höhe begrenzt: 300.000 Euro für 
Sachschäden und 600.000 Euro für Perso-
nenschäden.  

Darüber hinaus kann die deliktische Haf-
tung nach §§ 823 ff. BGB bei Verletzung 

von Leben, Körper, Gesundheit oder Ei-
gentum bestehen. Eine Haftung nach § 823 
Abs. 1 BGB setzt jedoch vorsätzliches oder 
fahrlässiges Verhalten voraus. Im Gegen-
satz zum Haftpflichtgesetz ist die Haftung 
nach § 823 BGB nicht der Höhe nach be-
grenzt. 

Die Haftung gegenüber Passagieren richtet 
sich primär nach der Verordnung (EU) 
2021/782 über die Rechte und Pflichten 
der Eisenbahnpassagiere, die seit dem 7. 
Juni 2023 in der gesamten EU gilt. Sie legt 
europaweite Mindeststandards für Rechte, 
Pflichten und Haftungen von EVU gegen-
über ihren Passagieren und Mitarbeitern 
fest.  

Strafrecht: Ermittlungen und 
Verantwortung 
Das Strafrecht spielt nach einem schweren 
Eisenbahnunfall eine zentrale Rolle, insbe-
sondere wenn Personen verletzt oder ge-
tötet wurden. Die Ermittlungen werden in 
der Regel von der Bundespolizei und der 
Staatsanwaltschaft durchgeführt. 
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Die relevanten Straftatbestände umfassen 
vorsätzliche/fahrlässige Körperverlet-
zung (§§ 223, 229 StGB), Totschlag/fahr-
lässige Tötung (§§ 212, 222 StGB), sowie 
die Gefährdung des Bahnverkehrs (§§ 315, 
315a StGB). Hinzu kommt die Verletzung 
der Aufsichtspflicht nach § 130 OWiG 
durch Leitungspersonen, die (in Verbin-
dung mit § 30 OWiG) gerade auch für die 
EVU zu erheblichen Geldbußen führen 
kann.  

Die Ermittlungsbefugnisse der Behörden 
sind weitreichend und umfassen neben 
der Vernehmung von Personen insbeson-
dere auch Durchsuchungen und Beschlag-
nahmen z. B. von (elektronischen) Doku-
menten.  

Das EVU darf auch eigene Maßnahmen er-
greifen. Diese sollten mit den Ermittlungs-
behörden abgestimmt werden. Insbeson-
dere dürfen keine Beweismittel zerstört 
werden. Die Befragung von Mitarbeitern 
muss umsichtig erfolgen.  

 

Nationale Unterschiede 
International bzw. grenzüberschreitend 
tätige EVU sind häufig konfrontiert mit 
von Land zu Land erheblichen Unterschie-
den. Während das materielle Recht oft-
mals – insbesondere auf Grundlage des eu-
ropäischen Rechts – weitgehend verein-
heitlicht ist, können sich etwa die Zustän-
digkeiten und Kompetenzen örtlicher Be-
hörden (bedingt durch bspw. föderale 
Strukturen) und Verfahrensvorschriften 
(wie etwa das nationale Strafprozess-
recht) stark unterscheiden. 

Versicherung und Risikoma-
nagement 
Versicherungsverträge regeln die Pflich-
ten des Unternehmens bezüglich der Mel-
dung des Schadenereignisses, zur notwen-
digen Zusammenarbeit, zur Offenlegung 
relevanter Risiken und zur Schadensmin-
derung. Viele unfallbezogene Maßnahmen 
erfordern die Zustimmung des Versiche-
rers oder eine Zusammenarbeit mit die-
sem. 

Handlungsempfehlungen  
EVU müssen sich strukturiert auf Krisensi-
tuationen vorbereiten. Die wichtigsten 
Schritte im Überblick: Überprüfung des 
SMS auf Aktualität und Vollständigkeit, 
Prüfung, ob Meldepflichten gegenüber 
EBA, BEU und anderen Behörden eingehal-
ten werden, Vorbereitung von Notfallplä-
nen und Kommunikationsstrategien, Schu-
lung von Mitarbeitern sowie Überprüfung 
von Versicherungsverträgen und Haf-
tungsrisiken. 
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Fazit 
Vorbereitung ist der beste Schutz. Ein ef-
fektives Krisenmanagement erfordert 
nicht nur organisatorische Fähigkeiten, 
sondern auch fundiertes rechtliches Ver-
ständnis. Die komplexen Wechselwirkun-
gen zwischen Eisenbahnrecht, Zivilrecht 
und Strafrecht sowie die parallelen Ver-
fahren verschiedener Behörden machen es 
unerlässlich, dass EVU vorbereitet sind 
und die rechtlichen Rahmenbedingungen 
kennen. 

Wer vorbereitet ist, kann in einer Krise 
souverän handeln. Ein gut durchdachtes 
Krisenmanagement, schafft nicht nur 
Rechtssicherheit – es schützt auch den Ruf 
des Unternehmens und zeigt Passagieren, 
Behörden und der Öffentlichkeit, dass Si-
cherheit Priorität hat.  

 

 

 

 

 

Gerne unterstützen wir Sie bei der rechts-
sicheren Konzeption, Überprüfung und 
Umsetzung Ihres Krisenmanagements. 
Ziel ist es, rechtliche und organisatorische 
Risiken nicht erst im Krisenfall zu bewälti-
gen, sondern bereits im Vorfeld klare 
Strukturen zu schaffen, damit im Ernstfall 
schnell, koordiniert und rechtssicher ge-
handelt werden kann. 
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